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STADT BUXTEHUDE LANDKREIS STADE
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Diana Mahmoud ist in Deutsch-
land geboren, sie geht in die 9.
Klasse der Realschule Süd in
Buxtehude, ihre Lehrer halten ei-
nen Sprung der 14-Jährigen aufs
Gymnasium für möglich. Für eine
Klassenreise und Schulmateria-
lien hat sie gejobbt, 300 Euro ver-
diente sie so neben der Schule.
Jetzt wollte der Landkreis Stade
das Geld kassieren. Ihre syri-
schen Eltern kamen vor 16 Jahren
nach Deutschland. Sie hatten bis
vor kurzem noch keine dauerhaf-
te Aufenthaltsgenehmigung –
würden gerne, aber durften meist
nicht arbeiten und beziehen Geld
vom Staat, so sollte auch das, was
die Tochter verdient hatte, wieder
eingezogen werden. Im Hinter-
grund drohte der Landkreis im-
mer wieder mit der Abschiebung
in das vom Bürgerkrieg gezeich-
nete Land. Die harte Gangart des
Stader Ausländeramtes im Fall
der Familie Mahmut ist kein Ein-
zelfall.

Unter Fachanwälten hat der
Kreis Stade einen denkbar
schlechten Ruf. Georg Debler,
Rechtsanwalt aus Hamburg hat
seine Erfahrungen gemacht: „Ein
Ermessensspielraum wird in der
Regel zu Lasten des Betroffenen
ausgenutzt.“ Der Kreis wisse da-
bei, dass das Oberverwaltungsge-
richt in Lüneburg zu den konser-
vativsten im Land gehöre, könne
sich auf dessen Unterstützung
verlassen. Als „eher ablehnend“
und „restriktiv“ schildert auch der
Stader Rechtsanwalt Andreas
Kühn die Stader Ausländerbehör-
de.

Dianas Schwester Silava ist so
etwas wie die Organisatorin der
Familie Mahmut. Sie hält den
Kontakt zu den Behörden. 1996
kam die kurdische Familie aus
Syrien als Flüchtlinge nach
Deutschland. Der Vater habe sich
für die Rechte der Kurden einge-
setzt und wurde verfolgt, sagt sie.
Silava ist inzwischen zu ihrem
Mann nach Bad Oldesloe in

Schleswig-Holstein gezogen.
Auch dort hatte sie Kontakt mit
der Ausländerbehörde, wie zuvor
in Cuxhaven. Sie kann verglei-
chen. Und ihr Urteil ist für den
Kreis Stade vernichtend: „In Cux-
haven und Bad Oldesloe wurden
wir behandelt wie Menschen, wie
Kunden.“ Man habe ihr in
freundlicher Atmosphäre ihre
Möglichkeiten aufgezeigt und
Hilfestellung angeboten. Wenn
sie dagegen zur Stader Behörde
gefahren war, habe sie „jedesmal
gezittert“. Unrühmlicher Tief-
punkt war eine Ohnmacht, die sie

erlitt, als ihr ein Stader Kreisbe-
diensteter eröffnete, dass mal wie-
der die Abschiebung bevorstehe.

Und immer wieder der Vor-
wurf, die Familie bemühe sich
nicht wirklich um die Klärung ih-
rer Identität, weil sie keine Pässe
beibringe. Auch wenn sich zwei-
felsohne etliche mit dem Wegwer-
fen ihrer Pässe Vorteile erschlei-
chen wollen, bei wirklichen
Flüchtlingen ist es absurd zu er-
warten, dass sie oder ihre Ver-
wandten in der Heimat sich aus-
gerechnet bei dem Staat Pässe be-
sorgen sollen, dem sie entflohen
sind. Im konkreten Fall ist es seit
Jahren bekannt und von Gerich-
ten anerkannt (VG Bremen Az:
4K 1152/03), dass Syrien seit
1962 einer Gruppe Kurden keine
Staatszugehörigkeit zubilligt, weil

sie davon ausgeht, dass diese ille-
gal aus der Türkei oder dem Irak
eingewandert seien.

Im Schleswig-Hosteinischen
Bad Oldesloe erhielt Silava sofort
eine Aufenthaltsgenehmigung.
Die dortigen Behördenmitarbeiter
wussten um die Schwierigkeiten
mit der syrischen Botschaft und
der Passvergabe. Nach zwei Jah-
ren erhielt Silava sogar die deut-
sche Staatsbürgerschaft.

So lief das Drama der sechs-
köpfigen syrischen Familie im
Kreis Stade über Jahre, zwischen-
zeitlich waren der Vater und ein

Sohn sogar wegen einer drohen-
den Abschiebung abgetaucht. Im-
mer wieder wurden Aufenthalts-
genehmigungen befristet, aber-
kannt, Abschiebung angedroht.
Jetzt endlich – nach 16 Jahren –
erhielt die Familie im Zuge der
Unruhen in Syrien den Status als
anerkannte Flüchtlinge.

Die Behandlung der Familie
durch den Kreis Stade ist kein
Einzelfall (siehe Beispiele). Be-
treuer von Flüchtlingen berichten
davon, dass einige der Kreisbe-
diensteten Menschen ausgespro-
chen unfreundlich behandeln,
Vorschriften werden sehr restrik-
tiv ausgelegt; werden Anträge ge-
stellt, wird häufig bis zur letzten
Frist gewartet, und auch in Fäl-
len, in denen Aufenthaltsgeneh-
migungen erteilt werden könnten,

werden diese verweigert oder am
untersten gesetzlich möglichen
Limit angesetzt. Vor allem für die
Jugendlichen habe das fatale
Konsequenzen, wenn sie nach
der Schule nicht arbeiten dürfen.
Eine Betreuerin: „Was sollen die
anderes machen, außer depressi-
ve oder aggressiv zu werden?“
Zudem fielen sie dem Sozialstaat
zur Last, obwohl sie arbeiten wol-
len.

Einen Überblick über die Lage
hat der Niedersächsische Flücht-
lingsrat. Sein Geschäftsführer Kai
Weber zählt das Land Nieder-

sachsen zu den Bundesländern
mit der rigidesten Auslegung der
Ausländergesetze. Er kann daher
die Erfahrung der Buxtehuderin
Silava Mahmoud nachvollziehen,
Schleswig-Holstein sei wesentlich
moderater. Dies gelte zum Bei-
spiel bei der Frage zur Dauer von
Aufenthaltsgenehmigungen.

Auch beim Auftreten gegen-
über den Menschen sieht er Un-
terschiede: „Es gibt Behörden, die
verstehen sich auch als Dienst-
leister, während andere eher an
den restriktiven Part denken.“
Der Fall, den der Flüchtlingsrat
gerade auf seiner Homepage do-
kumentiert, „spricht für den
Landkreis Stade Bände“, sagt We-
ber. Unter der Überschrift „Blei-
berecht nur für Musterschüler“
schildert der Flüchtlingsrat hier

den Fall zweier armenischer Ge-
schwister, 17 und 15 Jahre alt,
seit 1999 in Deutschland lebend,
die erfolgreich eine Hauptschule
besuchen. Damit erfüllten sie
grundsätzlich die Bedingungen
der Bleiberechtsregelung nach
Paragraf 25a Aufenthaltsgesetz,
sofern ihnen eine positive Inte-
grationsprognose bescheinigt
werde. Doch die mag der Land-
kreis nicht ausstellen, weil der
Hauptschulabschluss voraussicht-
lich nicht den nötigen Noten-
durchschnitt erfülle, um am Ar-
beitsmarkt erfolgreich zu sein.

Der Flüchtlingsrat: „Hier wird die
soziale Auslese auf die Spitze ge-
trieben.“ Die Diskriminierung
von Migranten auf dem Arbeits-
markt, werde zum persönlichen
Manko der Betroffenen erklärt.

Landrat Michael Roesberg
sieht den Kreis sich im Rahmen
der Gesetze bewegen. Es gebe
„keine Weisung, besondere Stren-
ge an den Tag zu legen“. Und ge-
gen pauschale Vorwürfe „kann
ich mich nur verwahren“. Er sei
bereit, jedem Einzelfall nachzuge-
hen, aber eine Tendenz, beson-
ders rigide mit Ausländern umzu-
gehen, gebe es nicht. Die Würdi-
gung der eingebürgerten Auslän-
der am heutigen Mittwochabend
setze gerade ein Zeichen, dass die
Menschen im Landkreis Stade
willkommen seien.

Erlebnisse der Familie Mahmoud offenbar kein Einzelfall – Landrat Michael Roesberg wehrt sich gegen pauschale Vorwürfe

Die Angst beim Gang ins Kreishaus
VON RAINER SCHWARTAU

LANDKREIS. Heute am frühen Abend
wird Stades Landrat Michael Roes-
berg einen Empfang für frisch einge-
bürgerte Ausländer geben. Es wird
festlich zugehen, und es gibt sicher
warme Worte für die Integrationspo-
litik des Kreises. Doch die Realität ist
offenbar eine andere. Betroffene, Be-
treuer, Rechtsanwälte und auch der
Niedersächsische Flüchtlingsrat fällen
ein vernichtendes Urteil über die Be-
handlung von Ausländern durch die
zuständige Kreisbehörde. Von einer
Begrüßungskultur gebe es – selbst
gegenüber EU-Ausländern – keine
Spur. Gegenüber Flüchtlingen sei die
Atmosphäre vielfach unfreundlich bis
verängstigend. Viele Betroffene,
auch Betreuer, wollen aus Angst vor
restriktiven Konsequenzen nur ano-
nym reden. Landrat Michael Roes-
berg weist derart „pauschale Vor-
würfe“ zurück. Es gebe „keine Wei-
sung, eine besondere Strenge an den
Tag zu legen“. Er sei bereit, jeden
Einzelfall zu prüfen.

Bestens integriert, perfekte Deutschkenntnisse, Schulbildung, doch haben wollte der Landkreis Stade sie bis vor kurzem nicht: Silava und Diana
Mahmoud fühlen sich seit Jahren vom Landkreis drangsaliert, in Bad Oldesloe wurde Silava (links) schon nach zwei Jahren eingebürgert. Foto Schwartau

Auf der Webseite
des Landkreise
findet sich ein
Text zum Thema
„Migration & In-

tegration“. Da ist von den Erfol-
gen der Integration bei Vertriebe-
nen die Rede, von den Fähigkei-
ten und Leistungen der Migran-
ten, mit denen sie zum Wohl-
stand der Gesellschaft beitragen
können, der Wettbewerb um die
besten Köpfe wird angesprochen,
und Thema ist die gezielte Nut-
zung der Zuwanderung für die
wirtschaftlichen Interessen
Deutschlands. Außerdem gibt es
Kritik an mangelndem Integrati-

onswillen einiger Migranten. Von
Flucht, Folter, menschlichem
Leid der Betroffenen, die in unse-
rem Land Zuflucht suchen, steht
da kein Wort.

Dieses einseitige Verständnis
von Migrationspolitik passt in ein
Bild, das die Süddeutsche Zei-
tung gerade in dieser Woche vom
Niedersächsischen Innenminister
Uwe Schünemann (CDU) zeich-
nete, als sie ihn als „schlauen Mi-
grationspolitiker“ bezeichnete. Er
stehe Zuwanderern nicht feind-
lich gegenüber – solange sie leis-
tungsfähig sind und sich als Bega-
bungsreserve für den Staat nutz-
bar machen lassen. Traumatisier-

te, Alte und Kranke hätten da
keinen Platz.

Ähnlich beschreiben es Betrof-
fene und Anwälte, die sich mit
dem Landkreis Stade auseinan-
dersetzen müssen. Nur dass die
hiesige Ausländerbehörde noch
eine Schippe drauflege. Es mag
sein, dass die Kritik nicht alle Be-
hördenmitarbeiter korrekt kenn-
zeichnet. Aber das Gesamtbild ist
verheerend. Menschen, die be-
richten, dass sie zitternd und mit
Angstgefühlen beseelt zum Amt
gehen, sollten auch der Behör-
denleitung zu denken geben. Es
geht nicht um die Frage, ob der
Landkreis nach Recht und Gesetz

arbeitet. Das hat niemand bestrit-
ten, das Recht ist in vielen Fällen
ohnehin schon hart genug. Es
geht um die Frage, wie werden
vorhandene Spielräume ausge-
nutzt, um eine humane Auslän-
derpolitik durchzusetzen.

Und die darf sich in Deutsch-
land nicht nur an der Leistungsfä-
higkeit der Migranten bemessen.
Die Betroffenen, die sich öffent-
lich beklagen, sind in der Regel
eher die agilen, voll integrierten
Ausländer. Wie erst werden die
leistungsschwachen behandelt?
Michael Roesberg mag Recht ha-
ben, wenn er sagt, man muss sich
jeden Fall einzeln ansehen. Und

natürlich wird er in jedem Einzel-
fall Haken und Ösen finden, die
gegen die Migranten sprechen.
Doch offenbar hängen die Behör-
den dies anderenorts eine Stufe
tiefer.

Roesberg täte gut daran, den
Eindruck von Beteiligten, die
über den Kreis-Tellerrand hinaus-
blicken und vergleichen können,
nicht einfach vom Tisch zu wi-
schen.

Wie gesagt: Das Asyl- und Aus-
länderrecht bietet Spielräume.
Wie will der Landkreis sie künftig
nutzen?

Zur Integration oder zur Aus-
grenzung?

STANDPUNKT 
VON RAINER SCHWARTAU

Der Landkreis muss die Spielräume nutzen

Das große Thema: Ausländerpolitik des Landkreises Stade in der Kritik – Betroffene, Anwälte und Betreuer erzählen

DIE FÄLLE

LANDKREIS. Der Stader Rechts-
anwalt Andreas Kühn schildert
einen aktuellen Fall, bei dem
der Landkreis Stade der Ehe-
frau eines Sinti, der weitgehend
in Deutschland aufgewachsen
ist, und ihrem Kind den Zuzug
in den Kreis Stade verweigert.
Der Mann arbeite, beziehe kei-
ne Sozialleistungen, doch offi-
ziell reicht sein Geld nicht für
den Unterhalt der Familie. Da-
bei werde ihm zur Falle, dass
bundesweit Landkreise vor Ge-
richt durchgefochten haben,
dass bei Migranten ein höheres
Einkommen zur Sicherung des
Lebensunterhalts erwartet wird
als bei sonstigen SGB II Bezie-
hern. Der Landkreis argumen-
tiere nun: Weil der Lebensun-
terhalt nicht gesichert sei, kön-
ne die Frau mit ihrem Kind aus
Osnabrück nicht nach Stade
ziehen, weil ohnehin stets die
Abschiebung drohe. (rsu)

Familie ist
getrennt

LANDKREIS. Im Juni 2010 de-
monstrierten Buxtehuder Mit-
schüler für ihre kurdische Klas-
sensprecherin, mit 560 Unter-
schriften wehrten sie sich ge-
gen die Abschiebung der da-
mals 16-Jährigen mitsamt ihrer
Familie nach Syrien. Der Vater
war vom syrischen Sicherheits-
dienst verhaftet und nach eige-
nen Aussagen über viele Tage
gefoltert worden. Selbst das
Auswärtige Amt hatte konsta-
tiert, dass im Polizeigewahrsam
und erst recht in den Geheim-
dienst-Verhörzentren des syri-
schen Regimes schwere Miss-
handlungen keine Ausnahmen
sind. Erst nach massivem öf-
fentlichen Druck erteilte der
Kreis Arbeitserlaubnisse. (rsu)

Abschiebung
in die Folter

APENSEN. 13 Jahre lebt die Fa-
milie Vrankej in Deutschland.
Die Roma-Familie kommt aus
dem Gebiet des ehemaligen Ju-
goslawiens, wohnt in Apensen.
Vier Mädchen haben Elijza
und ihr Mann Istref. Die Kin-
der sind in Deutschland aufge-
wachsen. Die älteste Tochter
Samanta ist 15 Jahre alt und
geht auf die Oberschule Apen-
sen. Nach Paragraf 25a des
Aufenthaltgesetzes könnte
Samanta als gut integrierte Ju-
gendliche, die mehr als sechs
Jahre lang die Schule besucht,
nicht nur selbst ein Aufent-
haltsrecht erhalten, sondern
mit ihr die ganze Familie. Die
gute Integration wird vom Aus-
länderamt des Landkreises Sta-
de bestritten. Vrankejs Nach-
barin Margarete Lorkowski-
Hoffmann und ihr Mann ver-
stehen die Argumentation
nicht. Beide Elternteile arbei-
ten. Lorkowski-Hoffmann hilft
den Vrankejs bei den Behör-
dengängen, wo man ihnen Dul-
dungsschreiben übergibt – im-
mer mit einer neuen Frist zur
„Rückführung“. Die nächste
läuft im Juni aus. Ein Problem
sind die fehlenden Pässe der
Familie, deren Beschaffung die
Kreis-Mitarbeiter anmahnen.
Um an neue zu gelangen,
müsste Istref Vrankaj aber in
den Kosovo reisen, dort Papie-
re beantragen. Es gäbe die
Möglichkeit, ihm einen Reise-
ausweis für ein halbes Jahr aus-
zustellen, dem erteilt die Be-
hörde eine Absage. (mf)

Ein weiterer Fall steht auf
der 2. Lokalseite.

Fristen
ohne Ende


